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NM 59. 


Freitag, den 10. März. 


Das „Danziger Dampfboot“ erſcheint 
täglich Nachmittags 5 Uhr, 
mit Ausnahme der Sonn- und Feſttage. 
Abonnementspreis hier in der Expedition 
Portechaiſengaſſe Nr. 5. 
wie auswärts bei allen Königl. Poſtanſtalten 


pro Quartal 1 Thlr. — Hieſige auch pro Monat 10 Sgr. 


Teſegraphiſche Depeſchen. 
Frankfurt a. M., Donnerſtag 9. März. 
Der Bundes⸗Präſidial⸗Geſandte Freiherr v. Kübeck 
iſt von ſeiner Regierung nach Wien berufen und 
reiſt morgen dahin ab. 

Kopenhagen, Donnerſtag 9. März. 
In der heutigen Sitzung des Reichsrathsfolkethings 
wurde in der Grundgeſetzfrage ein von Rimeſtadt 
Namens des Centrums geſtellter Vermittelungsantrag 
angenommen, und darauf der modificirte Grundgeſetz⸗ 
vorſchlag mit 77 Stimmen dem gemeinſamen Aus- 
ſchuſſe beider Häuſer des Reichsraths überwieſen. 
Wien, Donnerſtag 9. März. 

In der heutigen Sitzung des Abgeordnetenhauſes 
beantwortete Staatsminiſter v. Schmerling die Inter⸗ 
pellation Giskra's, betreffend den Belagerungszuſtand 
in Galizien, dahin: Die Regierung halte an ihrer 
in der Adreßdebatte dargelegten Anſchauung feſt, 
daß der Belagerungszuſtand eine Maaßregel der 
Exekutive ſei, zu deren Rechtfertigung nach §. 13. 
der Verfaſſung die Regierung nicht verpflichtet ſei. 
Die Regierung erkenne übrigens an, daß hier eine 
Lücke in der Geſetzgebung vorhanden ſei, und ſie 
werde zum Zuſtandekommen eines Geſetzes über den 
Belagerungszuſtand gern die Hand bieten. Der 
Staatsminiſter theilte hiernächſt mit, daß der Kaiſer 
mittelſt Entſchließung vom 6. März angeordnet habe, 
daß der Belagerungszuſtand in Galizien mit dem 
18. April d. J. aufhören ſolle. — Dr. Berger und 
75 Genoſſen brachten einen Geſetzentwurf ein, welcher 
den §. 13. des Staatsgrundgeſetzes dahin erläutert, 
daß jede auf Grund dieſes Paragraphen getroffene 
Regierungsmaaßregel außer Wirkſamkeit tritt, wenn 
ſie nicht die Genehmigung des Reichsrathes erhält. 

— Ferner legte die Regierung eine ſchriftliche 
Rechtſertigung der mehreren Unternehmungen regie⸗ 
rungsſeitig eingeräumten Begünſtigung vor. Grocholsky 
interpellirte die Regierung in Betreff des Nothſtandes 
in dem Hochgebirge Galiziens. Staats miniſter 
v. Schmerling antwortete, daß die Regierung bereits 
die nöthigen Weiſungen erlaſſen habe. 

— Eine Mittheilung des Bezirksgerichtes der Alſer⸗ 
vorſtadt, eine Klage gegen den Abgeordneten Ryger 
wegen Ehrenbeleidigung betreffend, wurde einem be⸗ 
ſonderen Ausſchuſſe überwieſen. 

— Der Gefetzentwurf, betreffend die Reduktion der 
Silberanleihe von 1864 auf 62,500,000 Gulden 
wurde nach dem Antrage des Ausſchuſſes angenommen. 

— Die nächſte Sitzung des Abgeordnetenhaufes iſt 
noch nicht feſtgeſetzt. 

— Jn der letzten Sitzung des Finanzausſchuſſes 
erſtattete das Subcomité feinen Bericht. Der Mir 
niſter Mecſery ſtellte die Alternalive: den Regie⸗ 
rungsvorſchlag anzunehmen oder abzulehnen. Die 

egierung — erklärte er — werde keinen Vertreter 
zu den Ausſchußberathungen ſchicken. Die Regie⸗ 
rungscommiſſare entfernten ſich hierauf. Der 
von dem Abg. Kinsky geſtellte Antrag: der Finanz⸗ 
ausſchuß ſolle beantragen, daß das Haus über den 
bekannten Antrag des Grafen Brints zur Tages⸗ 
ordnung übergehe, wurde mit 17 gegen 12 Stim⸗ 
men angenommen, ebenſo der Antrag auf Ueber⸗ 
weiſung des Budgets für 1866 an den Sechsund⸗ 
dreißiger ⸗Ausſchuß. Bei Berathung des Kriegsbud⸗ 
gets wurde der Antrag von Breſtl und Eiſelsberg, 
17%, Millionen abzuſtreichen, mit 18 gegen 16 
Stimmen angenommen. 


pfbool. 


1865. 


36fter Jahrgang. 


Inſerate, pro Petit⸗Spaltzeile 1 Sgr., 
werden bis Mittags 12 Uhr angenommen. 


Inſerate nehmen für uns außerhalb an: 


In Berlin: Retemeyer's Centr.⸗Ztgs.⸗ u. Annonc.⸗Bütreau. 
In Leipzig: Illgen & Fort. H. Engler's Annonc.⸗Bülreau. 
In Breslau: Louis Stangen's Annoncen⸗Büreau. 

In Hamburg, Frankf. a. 


u. Wien: Haaſenſtein & Vogler. 


— Wie die „Oeſterr. Ztg.“ hört, dürfte die 


Aufhebung des Belagerungszuſtandes in Galizien 


noch im Laufe dieſes Monats erfolgen. 


Turin, Donnerſtag 9. März. 


In der heutigen Sitzung der Deputirtenkammer fand 
die Debatte über die Abſchaffung der Todesſtrafe 
ſtatt. 
erklärte jedoch dieſe Maßregel im gegenwärtigen Au⸗ 
genblicke für nicht opportun, da die Frage noch nicht 
reiflich genug erörtert ſei. 


Der Juſtizminiſter ſprach für die Abſchaffung, 


Paris, Donnerſtag 9. März. 


Nach dem neueſten Bulletin über das Befinden des 
Herzogs v. Mo rny iſt der Zuſtand deſſelben ſehr 
bedenklich und die Schwäche im Zunehmen. 


Landtag. 
Haus der Abgeordneten. 
16. Sitzung am 8. März 
(Schluß.) 

Miniſter Graf Eulenburg: Auf die Gefahr hin, 
etwas länger zu werden, als ich es ſonſt zu fein pflege, 
muß ich mir erlauben, die geſetzlichen Beſtimmungen an⸗ 
zuführen, damit wir wiſſen, auf welchem Boden wir 
ſtreiten. Die erſte Frage wird immer die ſein, ob der⸗ 
gleichen Angelegenheiten, mit welchen ſich die Stadtver⸗ 
ordneten⸗Verſammlung zu Breslau beſchäftigt, und welche 
fie, zum Gegenſtande einer Petition gemacht hat, zum 
Reſſort der Stadtverordneten⸗Verſammlung gehört, und 
ob es zuläſſig iſt, dergleichen Berathungen eintreten zu 
fafjen. Der $ 33 der Gemeinde-Drdnung vom 11. März 
1858 lautet: der Gemeinderath hat über alle Gemeinde⸗ 
Angelegenheiten zu beſchließen, ſo weit dieſelben nicht 
ausſchließlich dem Gemeindevorſtand überwieſen ſind 
u. ſ. w. die von dem Gemeinderathe gefaßten Beſchlüſſe 
ſind für die Gemeinde verpflichtend, doch kann der Ger 
meinderath nicht die gefaßten Beſchlüſſe zur Ausführung 
bringen u. ſ. w. Ueber andere als Gemeinde⸗Angelegen⸗ 
heiten kann der Gemeinderath nur dann berathen, wenn ſolche 
durch beſondere Geſetze oder in einzelnen Fällen durch 
Aufträge der Aufſichts⸗Behörde oder der Bezirks ⸗Re⸗ 
gierung an ihn überwieſen find. — 8 35 der Städte 
Ordnung lautet: Die Stadtverordneten Verſammlung 
hat über alle Gemeinde- Angelegenheiten zu beſchließen, 
ſoweit dieſelben nicht ausſchließlich dem Magiſtrate über» 
wieſen ſind. Sie giebt ihr Gutachten über alle Gegen⸗ 
ftände ab, welche ihr zu dieſem Zwecke durch die Auf- 
ſichtsbehörden vorgelegt werden. Ueber andere als Ger 
meinde⸗Angelegenheiten dürfen die Stadtverordneten nur 
dann berathen, wenn ſolche durch beſondere Geſetze oder 
in einzelnen Fällen durch Aufträge der Aufſichtsbehörden 
an ſie gewieſen ſind. Die Stadtverordneten ſind an 
keinerlei Inſtruetion oder Aufträge der Wähler oder der 
Wahlbezirke gebunden. — Dieſer §. damals zuerſt im 
Herrenhauſe angenommen, war Gegenſtand der Dis⸗ 
cuſſion in der Commiſſion des Abgeordnetenhauſes der 
damaligen zweiten Kammer Der Commiſſionsbericht 
der zweiten Kammer vom 7. Februar 1850 ſagt 
in Betreff dieſes §.: Bei Alinea 3 erregte der von der 
erſten Kammer beliebte Zuſatz: Ueber andere als Ger 
meindeangelegenheiten kann der Gemeinderath nur dann 
berathen, wenn ſolche durch beſondere Geſetze oder in 
einzelnen Fällen durch Aufträge der Aufſichtsbehörde oder 
der Bezirksregierung an ihn gewieſen find, — von ver 
ſchiedenen Seiten Bedenken. Es wurde geltend gemacht, 
daß derſelbe einestheils — wenn man ihn allgemein ber 
grifflich auffaſſe — ſich von ſelbſt verſtehe und deshalb 
wegfallen könne, wenn man aber anderntheils an die 
praktiſche Anwendung denke, wegfallen müſſe, da bei 
vielen Fragen namentlich im „Verwaltungsgebiete großer 
Communen, die Competenzgründe zwiſchen Gemeinde und 
Staat garnicht zu ermitteln ſei, weshalb eine Vorſchrift, 
wie die vorliegende, nur zu unfruchtbarem Streite Anlaß 
geben werde. Beſonders wurde auch darauf aufmerkſam 
gemacht, daß in Zeiten großer Bewegung, wo jene Regel 
hauptſächlich und recht eigentlich würde Platz zu greifen 
haben, die gezogene Schranke gerade leicht und ungeſtraft 
ihre momentane Beſeitigung finden dürfte. Der durch 
dieſe Gründe motivirte Antrag auf Streichung des Zur 
ſatzes wurde aber mit 19 gegen 2 Stimmen abgelehnt, 
indem man davon ausging, daß die verfaſſungsmäßig 


vorhandene Landesvertretung des Ausweiſes der Gemein de⸗ 
Vertretung in den Kreis der Politik als unzuläſſig er⸗ 
ſcheinen laſſe. Ich glaube, meine Herren, eine deutlichere 
Interpretation des Sinnes des Gemeindeordnungspara⸗ 
graphen, der hier zur Anwendung kommt, kann nicht 
gegeben werden. Es liegt nahe, einen Fall zu citiren, 
der, wenn er ſich auch gar nicht auf Gemeindeangelegen⸗ 
heiten bezieht, ſo doch auf kreisſtändiſche Angelegenheiten, 
und der hier ins Gewicht fällt. Es iſt der bereits von 
dem Herrn Abg. Hübner erwähnte Fall, wo unter dem 
Miniſter Flottwell bei Berechtigung der Juden im Wege 
eines Reſeriptes ausgeſprochen war und verſchledene 
Kreistage in Sachſen und Pommern petitionsweiſe ein ⸗ 
kamen und gegen die Auslegung des Verfaſſungskampfes⸗ 
Paragraphen remonſtrirten. Damals erließ der Miniſter 
Flottwell am 17. April 1859 ein Reſeript an die Land⸗ 
räthe, in welchem er denſelben einſchärfte, ſie möchten 
Berathungen über dieſen allgemeinen politiſchen Gegen⸗ 
ſtand nicht aufkommen laſſen, fie würden ſich ſonſt ftraf- 
fällig machen. Ich erlaube mir auch hier, die betreffende 
Stelle vorzuleſen, da ſie entſcheidend iſt. (Lieſt.) Nach 
der gleichlautenden Vorſchrift der für die einzelnen 
Provinzen des Staates erlaſſenen Kreisordnungen haben 
die Kreisverſammlungen den Zweck, die Kreisverwaltung 
des Landrathes in Communglangelegenheiten zu begleiten 
und zu unterfthgen. Dieſe Verwaltung innerhalb der 
beſtehenden Geſetzgebung macht ausſchließlich den Gegen⸗ 
ſtand ihrer Berathung und Beſchlüſſe aus. Sie über⸗ 
ſchreiten dieſe ihre Befugniſſe, wenn ſie allgemeine poli⸗ 
tiſche Fragen in den Kreis ihrer Erörterung ziehen und 
ſich gar geftatten, über die Geſetzmäßigkeit der obrigkeit⸗ 
lichen Anordnungen der Staatsregierung, ſei es in Be- 
ſchlüſſen, in Proteſten, in Petitionen oder in Adreſſen 
ein Urtheil zu fällen. Gegen dieſe Auffaſſung des 
Staatsminiſters Flottwell proteſtirte in der Sitzung vom 
9. Mai 1859 der Abg. Graf Pückler, weniger gegen den 
allgemeinen darin aufgeſtellten Geſichtspunkt, als indem 
er behauptete, daß die Zulaſſung der Juden zu den 
Kreistagen die Legitimation der Mitglieder des Kreis. 
tages ſo nahe berühre, daß es dem Kreistage nicht erſt 
verſagt werden könne über den Gegenſtand aus dieſem 
Geſichtspunkt zu berathen und das Reſultat dieſer Berath⸗ 
ſchlagung in einer Reſolution oder in einer Beſchwerde 
vorzulegen. — Ihm entgegnete der Miniſter v. Flottwell 
in derſelben Sitzung vom 9. Mai 1859: „Die Legiti⸗ 
mations-Prüfung der Mitglieder gehört zur Kompetenz 
der Kreistage, und es ſind dieſelben unzweifelhaft 
befugt, ihre jedesmaligen aus den Verhältniſſen des 
Specialfalles ſich ergebenden Bedenken gegen die geſetz⸗ 
liche Qualification eines einzuführenden Mitgliedes im 
geordneten Wege zur Geltung zu bringen. Grundver⸗ 
ſchieden hiervon ifi es aber, wenn die Kreisſtände eine 
auf die Ausführung beſtehender geſetzlicher Beſtimmungen 
über die Kreistagsfähigkeit bezügliche, für den Geſammt⸗ 
Umfang der Monarchie ergangene Anordnung der 
Staats ⸗Regierung zum Gegenſtande eines Proteſtes 
machen, und wenn die Verzweigung dieſes Verfahrens, 
ſo wie eine demonſtrative Veröffentlichung deſſelben zu 
einer politiſchen Agitation auszuarten droht, welche die 
Staatsregierung nicht dulden darf (Lebhaftes Bravo 
rechts, Ziſchen links) und welcher ſie daher mit Ernſt 
entgegenzutreten ſich verpflichtet hält. Indem ich dieſes 
auf die Interpellation des Abg. Grafen Pückler erwidere, 
gebe ich mich der zuverſichtlichen Erwartung hin, daß 
das Verfahren der Staatsregierung und die demſelben 
zu Grunde liegende Abſicht nicht verkannt werden wird.“ 
(Erneuertes lebhaftes Bravo rechts, Ziſchen links.) — 
Meine Herren ich gebe mich auch der Hoffnung bin, daß 
die Auslegung, die ich dem Paragraphen gegeben habe, 
als die richtige anerkannt und das Verfahren der Regie⸗ 
rung nicht verkannt werden wird. Es kommt die zweite 
Frage: Sind Stadtverordnete, wenn man auch zugeben 
will, daß irgend ein Gegenſtand nicht recht eigentlich zum 
Kreiſe ihrer Berathſchlagungen gehört, dennoch berechtigt, 
ſich im Wege einer Petition darüber auszusprechen? In 
dieſer Beziehung iſt nun der Art. 32 der Verfaſſungs⸗ 
Urkunde maßgebend, welcher, bereits verleſen, ausſpricht, 
daß das Petitionsrecht allen Preußen zuſteht, Petitionen 
unter einem Geſammtnamen einzureichen aber nur Be⸗ 
hörden und Gorporationen geſtattet iſt. Es ſteht un⸗ 
zweifelhaft feſt, meine Herren, daß dieſer Paragraph, 
welcher von dem Petitionsrecht der Individuen ſpricht, 
dieſes Petitlonsrecht der Individuen infofern hat ber 
ſchränken wollen, als er ihnen verboten hat, unter einem 


Geſammtnamen zu petitioniren, es ſei denn, daß fie eben 
Mitglieder einer Corporation oder einer Behörde ſeien. 
Jedenfalls iſt in dieſem Paragraphen eine Ausdehnung 
des Petitionsrechts in Bezug auf andere als Corpora · 
tionen und Behörden irgendwie zu finden. Haben ſie 
jemals | gehabt, und haben fie dieſes Recht noch 
heute, ſo * ſie es nur innerhalb des Kreiſes, den 
ihnen ihr Statut oder das Geſetz, auf welchem es beruht, 
oder irgendwelche andere Verordnung in vertreten das 
Recht giebt. Der §. 26 (Tit. 6, Theil II. Allg. Landr.) 
ſagt ganz ausdrücklich, daß die Rechte der Corporationen 
nur diejenigen find, welche ihnen durch die bei ihrer 
Errichtung abgeſchloſſenen Verträge oder ergangenen 
Stiftungsbriefe durch die vom Staate erhaltenen Privi- 
legien und Coneeſſionen und die auch in der Folge unter 
Genehmigung des Staates abgefaßten Beſchlüſſe ertheilt 
find. Für die Stadtverordneten Verſammlung meine 
Herren wird die Städte Ordnung machtgebend ſein. 
Nirgends in derſelben iſt der Stadtverordneten⸗Verſamm⸗ 
lung das Recht beigelegt, in allgemeinen politiſchen An⸗ 
ern zu petitioniren. Und nun haben Sie die 

ewogenheit, ſich einen Augenblick zu vergegenwärtigen, 
was daraus werden würde, wenn bei jeder Gelegenbeit 
über allgemeine politiſche Angelegenheiten wo moglich 
auf eine ausgegangene Parteiparole 994 Stadtverordneten⸗ 
Verſammlungen ſtatt 994 Individuen petitioniren woll 
ten. Es wäre das geradezu ein revolutionäres Vorgehen, 
gegen welches jede Nate ſich ſtemmen müßte und 
welches keine Regieruug aufkommen laſſen dürfte. (Zu⸗ 
ſtimmung rechts.) Endlich, meine Herren, iſt in Frage 
geſtellt worden, ob die Regierung das Recht hat, von 
dem Stadtverordneten ⸗Vorſteher zu verlangen, Gegen; 
ftände, die nicht zur Competenz der Stadtverordneten⸗ 
Verſammlungen gehören, von der Berathung auszu⸗ 
ſchließen und ob fie event. das Recht bat, ihn durch 
Executivſtrafen zur Erfüllung ſeiner Pflicht oder zur 
Befolgung der von ihr ertheilten ſpeziellen Anweiſung 
anzuhalten. Ich brauche die Beſtimmungen der 
Städteordnung und die verſchiedenen Geſchäftsordnungen 
far die Stadtverordneten nicht zu verleſen, ſie ind 
meiſtentheils den Herren bekannt. — Es iſt Ihnen 
namentlich auch bekannt, daß es darin heißt: der Stadt⸗ 
verordneten ⸗Vorſteher handhabt die Ordnung der Ver⸗ 
ſammlung. Ich kann mich nicht unbedingt denjenigen 
anſchließen, welche behaupten, daß Ordnung an dieſer 
Stelle nur die formale Ordnung zu bedeuten babe; ich 
behaupte vielmehr, daß unter dem Begriffe „Ordnung“ 
hier eben ſowohl die materielle als die formelle zu ver⸗ 
ſtehen iſt. Die Geſchäfts⸗ Ordnung, welche zu der 
Städte-Drdnung von 1808 erlaſſen wurde und geſetzliche 
Kraft hatte, beſtimmte, daß es Pflicht des Stadtverord⸗ 
neten »Vorſtehers ſei, dafür zu ſorgen, daß uichts wider 
die Rechte des Staates vorgenommen und beſchloſſen 
würde. Ebenſo iſt in der Geſchäftsordnung von 1831 
ausdrücklich gejagt, der Stadtverordnetenvorſteher habe 
dahin zu ſehen, daß nichts wider die Rechte des Staates 
und die Verfaſſung der Stadt verhandelt und beſchloſſen 
werde. Es iſt allerdings behauptet worden, mit dem 
Wegfall dieſer Städteordnung ſei auch die Berbind- 
lichkeit der als Connex derſelben behandelten Geſchäfts⸗ 
Ordnungen fortgefallen. Jedenfalls aber meine Herren, 
bleibt doch die Geſchäftsordnung für die Stadtverord⸗ 
neten Verſammlung von Breslau beſtehen, aus dem 
Jahre 1853 herrührend, welche nämlich jagt: Der Vor⸗ 
ſitzende leitet die Verhandlungen, eröffnet und ſchließt 
die Sitzungen und handhabt die Ordnung in der Ver- 
ſammlung, et muß darauf ſehen, daß nichts wider die 
Rechte des Staates und die Verfaſſung der Stadt ver- 
handelt und beſchloſſen werde und es liegt ihm ob, da⸗ 
für zu ſorgen, daß die Vorlagen ſachgemäß erledigt wer 
den. Es hat alſo ausdrücklich die Geſchäftsordnung von 
Breslau dieſen Paſſus in ſich aufgenommen, aus dem 
ich unzweifelhaft ſchließe, daß der Stadtverordnetenvor- 
ſteher nicht blos das Recht, ſondern auch die Pflicht hat 
von vorweg Gegenſtände von der Tages Ordnung zu 
entfernen, welche nicht zur Competenz der Stadtver⸗ 
ordneten⸗Verſammlung gehören. Er kann, wenn er der 
Beſtimmung nachkommen will, daß jeder Gegenſtand 
zum Vortrag gebracht werden ſolle, denſelben ankün⸗ 
digen; aber er muß in demſelben Augenblicke ſagen: 
Da der Gegenſtand nicht zur Kompetenz der Stadtver- 
ordnetenverſammluug gehört, deſſen Berathung vielmehr 
ein Uebergriff in das Recht des Staates involviren 
würde, ſo ſtelle ich denſelben nicht zur Berathung. Auf 
dieſe Auffaſſung ſeiner Verpflichtung iſt der Stadtver⸗ 
ordnetenvorſteher in Breslau von der Regierung auf. 
merkſam gemacht worden. Es trat alſo zu derjenigen 
Verpflichtung, welche ihm bereits das Geſetz auflegte, noch 
ein ſpezieller Befehl der Regierung, die als Aufſichtsinſtanz 
über das Kommunalweſen unzweifelhaft berechtigt war, 
den Befehl zu ertheilen und mit demſelben Rechte, mit 
dem fie den Befehl ertheilte, fügte fie dieſem Befehl die 
Androhung hinzu, daß die Nichtbeſolgung deſſelben eine 
Strafe mit ſich führen würde. Es ift durchaus unge. 
rechtfertigt und nicht begründet, wenn der Abg. Dr. Koſch 
ſagt, daß bei dieſer Gelegenheit veraltete Geſetze und 
Inſtruktionen, welche kein Menſch mehr verwende, heran» 
San werden, um dem Verfahren der Regierung einen 

chein der Legalität zu geben. Meine Herren, die Regie, 
rungd-Inftruftion vom Jahre 1817 zur Städte-Ordnung 
von 1808 iſt in Bezug auf das Exekutiv- und Strafrecht 
der Regierung in ihrer Wirkſamkeit noch ſo lebendig, daß 
ſie jeden Tag und jeden Augenblick noch angewandt wird, 
und es bisher Niemandem eingefallen iſt, an der Legali⸗ 
tät dieſer mit voller Geſetzeskraft erlaſſenen Verordnung 
irgend einen Zweifel zu haben. 


So, meine Herren, habe ich Ihnen in einigen Haupt ⸗ 
zügen nachzuweiſen geſucht, daß die Interpretation, welche 
die Regierung den Paragraphen gegeben hat, durchaus 
keine willtürliche iſt, daß im Gegentheil die Regierung 
gar nicht anders hat handeln können, indem ſie zu ihrer 
Handlungsweiſe durch geſetzliche Beſtimmungen verbunden 
war, und daß ſogar jede folgende Regierung akkurat 
ebenſo handeln wird. Das Gemeindeweſen liegt uns 


(auf die Miniſterſitze deutend), ſpeziell mir, ſehr am 
Herzen (Heiterkeit); aber die erſte Bedingung für ihr 
gedeihliches Wirken iſt die, daß die Gemeindeverwaltung 
innerhalb desjenigen Kreiſes ſich bewege, welchen der Staat 
ihre Wirkſamkeit geſtellt bat. Die Grundbedingung jedes 
ſtaatlichen Lebens überhaupt, meine Herten, ift die Feſt⸗ 
haltung des Grundſatzes, daß Niemand — keine Behörde 
und keine Korporation — über die Befugniſſe hinaus ⸗ 
geht, die ihm zugewieſen ſind. Sie verlangen das von 
den oberſten Staatsbehörden, Sie werden hoffentlich 
denſelben nicht das Recht beſchränken wollen den Behörden 
und Korporationen gegenüber, die ihrer Aufſicht unter⸗ 
worfen ſind, daran feſtzuhalten, daß ſie nicht mehr Rechte 
in Anſpruch nehmen als die höchſten Behörden ſelbſt. 
(Bravo rechts. Unruhe links.) 

Abg. v. Kirchmann: Der Herr Miniſter des Innern 
hat in einer der letzten Sitzungen erklärt, die Regierung 
ſei bereit, die Gejege in ihrem vollen Umfange auszu⸗ 
beuten. Er hat damit das Prinzip der Interpretation 
der Regierung ganz vortrefflich bezeichnet! (Sehr wahr! 
Im gewöhnlichen Leben verbindet man mit dem Worte 
„ausbeuten“ eine tendenziöſe Auslegung der Geſetze gegen 
ihren natürlichen Sinn und die Natur der Sache: wir 
können alſo den Ausdruck vollkommen acceptiren. Der 
$. 35 der Städte⸗Ordnung widerſtrebt in feinem unmittel- 
baren Wortfinne der Regierung nicht fo, wie auf anderen 
Gebieten die Beſtimmungen der Verfaſſung und der 
Geſetze ihr entgegenſtehen. Aber näher betrachtet ſtoßen 
wir auch hier auf einen Fall gewaltſamer Interpretation, 
wie ſie der jetzigen Regierung nothwendig und unent⸗ 
behrlich iſt, wenn ſie ihren Handlungen einigermaßen den 
Schein der Geſetzlichkeit bewahren will. (Hört! Hört!) 
Die konſervative Partei, meine Herren, zu der ja auch 
die Regierung gehört, hat immer geſagt, der Einzelne ſei 
ein Atom, er habe kein Recht am Staate theilzunehmen, 
er müſſe ſich organifiren laſſen. Das allgemeine Wahl- 
recht ſoll den Staat in Atome auflöſen und auch den 
Arbeitern hat man neulich geſagt: wartet nur, euer Recht 
an den Staat ſoll ſchon erfüllt werden, aber erſt müßt 
ihr organiſirt ſein. Nun wendet ſich eine Korporation 
in vollſtändigſter Organiſation und allerbeſcheidenſter 
Weiſe an die Regierung und Se. Majeſtät den König, 
und da wird ihr geſagt: Du biſt auch nicht berechtigt, 
dich an der Thätigkeit des Staats zu betheiligen, denn 
du biſt nicht kompetent. Alſo der Einzelne iſt nicht kom⸗ 
petent, weil er ein Atom iſt und die Korporationen ſind 
inkompetent; da bleibt denn freilich nur eine kleine Klaſſe 
von Leuten übrig, welche die höchſten Stellen im Civil ⸗ 
und Militär einnehmen und auf dieſe Weiſe ſehr unge⸗ 
nirt die Regierung fortführen können. Zur Sache ſelbſt 
acceptire ich die 88. 35 und 53 der Städte- Ordnung zur 
Beurtheilung des vorliegenden Falles durchaus, aber ich 
frage, was iſt denn Gemeinde-Angelegenbeit? Nur das, 
was unmittelbar das ſtädtiſche Vermögen und den Bürger 
betrifft? Das wäre ebenſo, als wollte man die Rechte, 
die ein Menſch in Preußen hat, blos aus dem Begriff 
eines Menſchen ableiten. Vielmehr muß man auf die 
konkrete Geſetzgebung des Landes eingehen, und da iſt 
es klar, daß wenn andere Geſetze neben der Städte-Ord⸗ 
nung noch Rechte zutheilen, die Auslegung dieſer Rechte 
und die Berathung über ihre Ausübung zu den Ge- 
meinde⸗Angelegenheiten gehört. Es kommt alſo darauf 
an, nachzuweiſen, daß das Recht bei Sr. Maj. dem 
Könige zu petitioniren, wirklich ein Recht iſt, das den 
Städten zuſteht. Ein ſolcher Nachweis iſt außerordentlich 
leicht: §. 32 der Verfaſſung beſtimmt „das Recht der 
Petition ſteht jedem Preußen frei und nur Behörden und 
Korporationen können unter einem Geſammtnamen 
petitioniren.“ Die Regierung erkennt dieſe Beſtimmung 
an, fie will aber das Petitionsrecht auf die Gemeinde⸗ 
Angelegenheiten beſchränken. Das iſt eben der fehlerhafte 
Eirkel, meine Herren! Wenn die Stadtgemeinden das 
Recht der Petition haben, fo gehört dies Recht eben zu 
ihren Gemeinde Angelegenheiten und man kann es nicht 
dadurch beſchränken, daß man erſt einen willkürlichen 
Begriff aufſtellt und ſagt: nur in dieſer Weiſe dürft ihr 
petitioniren. Dies Recht iſt in der Verfaſſung den Kor⸗ 
porationen beigelegt und zwar ohne Beſchränkung, ſein 
Gebrauch gehört zu den Gemeinde⸗Angelegenheiten. Es 
iſt das auch keine neue Beſtimmung der Verfaſſung, ſondern 
ein altes Recht. Nach der Anſicht der Regierung hat 
die Stadt Breslau nicht das Recht zur Petition, wenn 
eine Ueberſchwemmung nicht blos die Stadt, ſondern 
die Provinz getroffen hätte. Ueber Landes.Kalamitäten 
ſoll ſie nicht berathen und die Preßverordnung von 1863 
gehört doch gewiß zu den Landes⸗Kalamitäten. (Zuftim- 
mung) ... Der Kern der Sache war Se. Majeſtät den 
König von der Bevölkerung zu iſoliren, die allgemeine 
Entrüftung über die Verordnung vom 1. Juni 1863, 
die das Land und die konſervativen Körperſchaften ergriff, 
dem Ohr Sr. Majeſtät vorzuenthalten. (Zuſtimmung). 
Durch Wahlbeſtimmungen iſt alles Erdenkliche geſchehen, 
um den konſervativen Charakter der ſtädtiſchen Vertretungen 
zu ſichern; gleichwohl haben ſie ſeit dem Beſtehen des 
gegenwärtigen Miniſteriums allgemeine Angelegenheiten 
in den Kreis ihrer Berathungen gezogen, ein Zeichen dafür, 
daß das umſtürzende Element nicht bei den Stadtver- 
ordneten, ſondern auf Seiten der Regierung zu ſuchen iſt. 
(Sehr richtig!) Mit großer Befriedigung haben wir neulich 
gehört, daß die Regierung auf die Länge nicht ohne die 
Majorität regieren zu können glaube. Ich wünſche den 
Miniſtern ein langes Leben, aber das Alter Methuſalems 
würde nicht hinreichen, um ſie die Majorität erreichen zu 
laſſen, auf die der Herr Miniſter ſich Hoffnung macht. 
Ich fürchte, meine Herren, daß der Herr Miniſter auch 
für dieſen Theil ſeines Ausſpruches ſehr bald zu einer 
Interpretation genöthigt fein wird, die wir vielleicht in 
kürzeſter Zeit vernehmen, wie er auch ohne Majorität 
regteren wird (Heiterkeit), zu einer Interpretation, die 
ſowohl der geſetzlichen Frage, als den geſetzlichen Wünſchen 
des Landes gerecht wird. (Lauter Beifall.) a 

Abg. Schulze ⸗Berlin (gegen den Commiſſions⸗ 
Antrag. — Aufſehen). Meine Herren! Ich bin durch 
die Ausführungen des Dr. Koſch in der That dahinge⸗ 


bracht, den Commiſſions - Antrag zu ſchwach zu finden 
und im uebrigen ift es auch früher Sitte des Hauſes 
geweſen, wenn nach ſeiner Anſicht beſtimmte Rechtsver⸗ 
letzungen vorlagen, die betreffenden Beſchwerden der 
Regierung nicht zur Berückſichtigung ſondern zur Abhülfe 
zu überweiſen. — Wer die Ausführungen des Miniſters 
und des Abgeordneten Hübner gehört hat, der müßte 
eigentlich meinen, daß es ſich um Beſchlüſſe der Stadt⸗ 
verordneten in ordentlichen Staatsaktionen und nicht um 
Petitionen handle, zu denen jeder Bürger des preußiſchen 
Staats ein Recht hat. Wenn ein Einzelner petitioniren 
will, fo kann er freilich zunächſt in Privatangelegen- 
heiten, aber er kann auch in Staatsangelegenheiten ge⸗ 
wiſſe Wünſche äußern. Das Recht, einen Wunſch aus⸗ 
uſprechen, läßt ſich nicht durch Kompetenzgränzen ein” 
chränken. Nun haben die Stadtverordneten allerdings 
zunächſt die Gemeinde-Angelegenheiten zu berathen, aber 
ſie können ganz unzweifelhaft auch Wünſche über Staats⸗ 
angelegenheiten laut werden laſſen, ebenſo gut wie dies 
Privatperſonen freiſteht. Behörden und Korporationen 
können unmöglich ſchlechter geſtellt werden, als jeder 
Einzelne und dazu iſt durch die Beſtimmungen der 
Verfaſſung auch nicht die geringſte Veranlaſſung geboten. 
Eine Kompetenz⸗Beſchränkung kann nur da Platz greifen, 
wo Stadtverordneten⸗Verſammlungen mit beſchließender 
Gewalt auftreten, nimmermehr, wo ſie blos Wünſche 
ausſprechen und ihre Anſicht über eine große und wich- 
tige Angelegenheit, die mittelbar auch die kommunalen 
Intereſſen berührt, zu den Stufen des Thrones bringen 
wollen. Weswegen will man denn den Weg zum Throne 
offen ſehen? Weil man den Träger der Krone in Zuſam⸗ 
menhang mit den Exreigniſſen und Stimmungen halten 
will, und wenn jeder Einzelne wünſcht dieſen Weg nicht 
verſchloſſen zu finden, um wie viel mehr müſſen dies 
und gerade im Intereſſe des Thrones ſelbſt, die Kom⸗ 
munal-Behörden für ſich wünſchen, fie, die Vertrauens- 
männer der Gemeinden, die in den verſchiedenſten Krei⸗ 
ſen der Bevölkerung ſich bewegen und Aller Wünſche 
kennen lernen. Auch von dieſem Standpunkte aus 
dürfen ſolche Korporationen ein höheres Recht bean⸗ 
ſpruchen, als der Einzelne. — Wenn nun der Herr 
Miniſter auf die ſchrecklichen Folgen hindeuten zu müſſen 
glaubte, die ein ſolches Vorgehen von Stadtverordneten⸗ 
Verſammlungen unfehlbar nach ſich zieben müſſe, ſo 
meine ich, er würde nicht erſchrocken fein und sollten 
auch ſämmtliche Kommunal -Behörden ſich in Bewegung 
geſetzt haben, wenn's nur in der von ihm gewünſchten 
Richtung geweſen wäre. Ich erinnere nur an die 
Loyalitäts-Deputationen, die man von allen Orten und 
mit allen Mitteln in Bewegung ſetzte und die ich, — 
ich bin ja ein Einwohner Potsdam's — reichlich zu 
beobachten Gelegenheit batte. Auch müßten diejenigen, 
welche das perſönliche Recht der Krone der parlamen⸗ 
tariſchen Regierung gegenüberzuſtellen lieben, am meiſten 
geneigt fein zu wünſchen, daß aus dem Lande das Ma- 
terial zu perſönlichem Eingreifen vor den Thron ge- 
bracht werde und daß der Träger der Krone über die 
Köpfe dieſes Hauſes hinweg von den Geſinnungen des 
Landes eine unmittelbare, aber freilich unverfälſchte 
Kenntnig erhalte. — Wenn nun endlich der Herr Abg. 
Hübner von einer Herabwürdigung der ftädtiſchen Be⸗ 
hörden geſprochen hat, ſo muß ich ihm entgegnen, daß 
ich eine ſolche Herabwürdigung da nicht finden kann, 
wo man mit männlichem Muthe und nicht zu erſchüttern⸗ 
der Selbſtſtändigkeit ſeiner Anſicht treu bleibt und ſeine 
Wünſche zu den Stufen des Thrones niederlegt, weil 
man noch das Vertrauen beſitzt, daß es möglich ſei, fie 
zur Erfüllung zu bringen. Wohl aber finde ich darin 
eine Herabwürdigung der Behörden, weil man fie jeder 
Ueberzeugung und jeder ſelbſtſtändigen Meinung bar 
hält und ſie anweiſt, völlig blind und urtheilslos den 
Dekreten von oben Folge zu geben; ich finde endlich 
auch darin eine Herabwürdigung der Behörden, wenn 
man die Wahlen allgemein geachteter Männer in die 
Magiſtrate nicht beſtätigt und diejenigen, welche in ſo 
hohem Grade das Vertrauen der Kommunalvertreter 
beſitzen, von der Kommunalderwaltung ausſchließt. Nach 
alledem aber, meine Herren, muß ich Ihnen empfehlen, 
der Regierung die Breslauer Petition nicht zur Berück⸗ 
ſichtigung, ſondern zur Abhülfe zu überweiſen. 

Abg. André hat einen Antrag auf Vertagung der 
Debatte geſtellt, der mit großer Majorität angenommen 
wird. — Schluß der Sitzung 35 Uhr. Nächſte Sitzung 
Freitag 10 Uhr. 


Berlin, 9. März. 

— Zur Feier des Geburtstags des Königs werden 
ſchon in vielen Kreiſen Vorbereitungen getroffen. 
Meiſt ſind es Feſtdiners, die an dieſem Tage ver⸗ 
anſtaltet werden ſollen. Im Palais findet, wie es 
heißt, von Mitgliedern der Hofbühne eine Vorſtellung 
ſtatt. — Dem Vernehmen nach kommt zu dieſer Ge⸗ 
burtstagsfeier auch der Fürſt von Hohenzollern auf 
einige Tage von Düſſeldorf nach Berlin. Die Nach⸗ 
richt, daß auch der Kaiſer von Rußland an dieſem 
Tage ein Gaſt des Hofes ſein werde, iſt bis jetzt 
noch unbeſtätigt. 

Die „Provinzial⸗Correſpondenz“ meint, der 
Generalbericht über den Staatshaushaltsetat beweiſe 
deutlich die unfruchtbare und nichtige Thätigkeit des 
Abgeordnetenhauſes. Die Anträge deſſelben werden 
die wiederhergeſtellte Ordnung des mit der ſtrengſten 
Gewiſſenhaftigkeit entworfenen Staatshaushalts aber⸗ 
mals erſchüttern und zerrütten. Die Regierung 
werde dem Beginnen des Hauſes Ruhe und Feſtig⸗ 
keit entgegenſtellen und jeden Verſuch einer Beeinträch⸗ 
tigung der Grundlagen der bewährten Finanzverwal⸗ 
tung entſchieden zurückweiſen. Das Abgeordneten⸗ 
haus werde nach ſeinen unfruchtbaren Erörterungen 


ſchließlich an die Erfüllung feiner Pflicht in Bezug 
auf die Berathung des Staatshaushalts für 1865 
gehen müſſen. 

— Es liegt in der Abſicht des Cultusminiſters, 
aus Staatsfonds eine entſprechende Summe in der 
Art zur Verwendung zu bringen, daß dafür Lehrkurſe 
im Turnunterricht für im Amte befindliche 
Elementarlehrer eingerichtet werden, um ſie dadurch 
zur Einführung und Betreibung des Turnunterrichts 
in den Schulen geeignet zu machen. Im diesjährigen 
Budget ſoll zu dieſem Zwecke ein Fonds ausgeworfen 
werden. Der Herr Cultusminiſter hat bereits in 
dieſer Angelegenheit an die Regierungen reſeribirt, 
um geeignete Vorſchläge über die Einrichtungen der 
Kurfe entgegen zu nehmen. Mit Ablauf des gegen 
wärtigen Quartals werden übrigens 41 ausgebildete 
Turnlehrer entlaſſen, zu deren zweckmäßigem Place⸗ 
ment die Regierungen bereits vom Cultus miniſter 
angewieſen worden ſind. 

Stralſund, 7. März Das Programm der 
fünfzigjährigen Jubelfeier der Vereinigung Neuvor⸗ 
pommerns und Rügens iſt vorläufig folgendermaßen 
zuſammengeſtellt: Der König, die Königin, der Kron⸗ 
prinz und die Frau Kronprinzeſſin treffen Morgens 
von Putbus hier ein und wohnen einem feierlichen 
Gottes dienſte bei; Mittags iſt officielles Diner; 
Abends findet großer Ball in den Sälen des Rath⸗ 
hauſes ſtatt. Illumination. — Der Regierungs- 
Präſident Graf Kraſſow hat einen Aufruf zur Bei⸗ 
ſteuer für eine bei dieſer Gelegenheit zu gründende 
„König Wilhelms⸗ Stiftung“ erlaſſen. Die Stiftung 
ſoll armen Kindern aus Neuvorpommern und Rügen 
zu Gute kommen. 

Elberfeld, 7. März. Der größte Theil der 
ausgedehnten Stearin⸗ und Seifenfabrik von F. W. 
Oſtermann in der Brögelerſtraße zu Unter-Barmen 
iſt, wie bereits kurz gemeldet, heute Vormittag ein 
Raub der Flammen geworden. Das Feuer entſtand 
gegen 9 Uhr im untern Raume und verbreitete ſich 
bei der reichen Nahrung an Fettwaaren mit ungemeiner 
Schnelligkeit über das ganze große Gebäude. Das 
Arbeiterperſonal mußte eiligſt ſuchen ſein Leben zu 
retten, doch gelang dieſes leider drei jungen Mädchen 
von 1720 Jahren, aus unſerer Stadt, nicht; fie 
konnten von Außen durch angelegte Leitern aus den 
vergitterten Fenſtern nicht zeitig gerettet werden und 
fanden auf die traurigſte Weiſe durch die Flammen 
ihren Tod, auch anderweitige Verwundungen ſollen 
noch zu beklagen ſein. Die eiligſt zur Brandſtätte 
geführten Spritzen hatten hauptſächlich die Aufgabe, 
die zunächſt gelegenen Häuſer und auch die evange⸗ 
liſche Kirche zu ſchützen, welches auch bei raſtloſer 
Anſtrengung gelang. In ſeinem weiten Innern brennt 
es ununterbrochen fort, die Flammen ſchlagen aus 
den Trümmern, ja drohen an einzelnen Stellen die 
maſſiven Außenmauern niederzuwerfen. (Elb. Z.) 


Leipzig, 3. März. In einer von Mitgliedern 
des Nationalvereins anberaumten Volksverſammlung 
trat geſtern Abend Hr. Metz aus Darmſtadt als 
Hauptredner auf. Er entledigte ſich mit großem 
Geſchicke der ihm geſtellten Aufgabe, einerſeits dem 
Vaterlandsverein gegen mehrere ihm gemachten Vor⸗ 
würfe in Schutz zu nehmen und andererſeits zu einer 
zahlreicheren Theilnahme an den Beſtrebungen deſſelben 
aufzumuntern. Dieſer letztere Theil ſeines Vortrages 
rief den Führer der hieſigen Laſſallianer, Cigarren⸗ 
macher Fritzſche, auf die Rednerbühne. Mit lebhaftem 
Beifall empfangen von ſeinen Anhängern, die er durch 
öffentliche Bekanntmachung ausdrücklich zu zahlreichem 
Erſcheinen aufgefordert hatte, ſtellte er die Behaup⸗ 
tung auf, der Nationalverein habe durch die Nicht⸗ 
herabſetzung des Jahresbeitrags ſeiner Mitglieder den 
Eintritt der Arbeiter in denſelben unmöglich gemacht, 
worauf er aber ſelbſt bekennen mußte, daß der 
Laſſalle'ſche Verein bis auf einen nicht nennenswerthen 
Unterſchied eben ſo hohe Beiträge erhebe. Das ganze 
Auftreten des Mannes ſchien entweder darauf ange- 
legt oder dazu benutzt zu fein, die Ruhe und Ord⸗ 
nung der Verſammlung zu ſtören, und ſo war denn 
auch von jetzt an vor lauter Geſchrei und Toben an 
eine Fortführung der parlamentariſchen Discuffion nicht 
mehr zu denken. 

Wien, 5. März. Wenn man von der Sprache, 
welche die hieſigen Blätter der preußiſchen Bedingungs⸗ 
depeſche gegenüber führen, auf die Haltung der Re⸗ 
gierung ſchließen würde, ſo wäre man allerdings 
zut Annahme berechtigt, daß eine Verſtändigung 
zwiſchen den beiden Großmächten nicht mehr möglich 
ſei, zumal darüber kein Zweifel obwalten kann, daß 
die preußiſche Depeſche in Wien eine günſtige Auf- 
nahme nicht gefunden hat. Man geht jedoch jeden⸗ 
falls zu weit, wenn man die Behauptung aufftellt, 
daß Oeſterreich die preußiſchen Forderungen einfach 
als unannehmbar bezeichnet hat. Das ift bis jetzt 


nicht geſchehen. Wäre dies der Fall, dann könnten 
weitere Verhandlungen gar nicht mehr ſtattfinden und 
der Bruch der Allianz wäre entſchieden. Nun aber 
iſt es gewiß, daß man hier Willens iſt, in Ver⸗ 
handlungen über die preußiſchen Forderungen einzu⸗ 
treten, ein Beweis, daß Manches, was von hier 
aus über die Stellung des dieſſeitigen Kabinets zu 
dieſen Forderungen deutſchen Blättern geſchrieben 
wurde, bedeutend übertrieben iſt, ſowie dadurch auch 
die Angaben derjenigen auf ihr richtiges Maß zurück 
geführt werden, denen zufolge Oeſterreich nunmehr 
an den Bund zu appelliren gedenkt. Wenn man 
von der Stellung des dieſſeitigen Kabinets zu den 
preußiſchen Forderungen ſpricht, fo muß man über⸗ 
haupt in Bezug auf dieſe letzteren wohl unterſcheiden. 
Einige derſelben werden allerdings als durchaus un⸗ 
annehmbar bezeichnet und gilt dies namentlich von 
der Militär» Convention mit dem Rechte der Gol- 
daten Conſeription. Im Punkte dieſes erſten, emi⸗ 
nenteſten Souverainetätsrechtes könne Oeſterreich nicht 
nachgeben und man wird jedenfalls verſuchen, dieſe 
Forderung dahin zu amendiren, daß ſie einen bundes⸗ 
rechtlichen Anſtrich erhält. Dagegen dürfte die For⸗ 
derung wegen Abtretung eines oder mehrerer Häfen 
auf einen ernſten Widerſtand nicht ſtoßen, zumal in 
dieſer Beziehung bereits in der Abtretung des Jahde⸗ 
buſens an Preußen eine Präcedenz vorliegt und zu 
wiederholten Malen erklärt worden iſt, daß man 
den berechtigten preußiſchen Forderungen nicht ent⸗ 
gegentreten wolle, ſie vielmehr fördern werde. Das 
es aber nicht nur im ſpecifiſch preußiſchen, ſondern 
auch im deutſchen Intereſſe liegt, daß Preußen an 


den deutſchen Nordküſten feſten Fuß faſſe, wird wohl 


Niemand beſtreiten wollen. So wenig die Selbſt⸗ 
ſtändigkeit Oldenburgs durch die Abtretung des 
Jahdebuſens gefährdet wurde, ebenſowenig würde die 
Selbſtſtändigkeit der Herzogthümer durch die Abtre- 
tung eines oder mehrerer Häfen an Preußen beein 
trächtigt werden. 


Locales und Provinzielles. 
Danzig, den 10. März. 
[Stadtverordneten Sitzung am 7. März.] 

chluß.) 

Bei ſteigender Scala, fährt Hr. J.⸗R. Breitenbach 
fort, würde ſich ein Mehr für die oberen Schichten 
der Cenſiten ergeben, welches das Opfer von 1000 
Thlrn. (für die mit einem Einkommen von 5000 Thlen.) 
wohl noch überſteigen möchte. Vor 8 Tagen ſei 
zwar in der Sitzung geſagt worden, daß Jemand 
mit einem Einkommen von 5000 Thlrn. leichter 
1000 Thlr., als derjenige einige Thaler abgeben 
könne, der nur 400 Thlr. einnehme. Aber man 
könne einen ſolchen ſocial⸗demokratiſchen Grundſatz 
nicht billigen. Würden die Vermögenden mit Steuern 
überbürdet; ſollten ſie ſo ziemlich allein alle Laſten 
derſelben tragen: ſo würden ſie bald aufhören, ver⸗ 
mögend zu ſein. Damit aber würde auch die Wohl⸗ 
fahrt des Staates in Frage geſtellt; denn dieſe ſei 
bedingt durch die Wohlfahrt der Einzelnen. Der 
Einzelne erwerbe ſich ſein Vermögen durch Intelligenz, 
Fleiß und Sparſamkeit; es dürfe ihm durch eine 
übermäßige Steuerlaſt nicht geradezu conſiscirt 
werden. Wolle man der ärmeren Klaſſe eine Wohl⸗ 
that erweiſen; ſo möge man ſie zur Intelligenz und 
Sittlichkeit zu führen ſuchen. Das ſei der rechte 
Weg. Unſere Stadt thue in dieſer Beziehung ihre 
Pflicht und Schuldigkeii. Niemand würde die Ver⸗ 
ſammlung der Inhumanität beſchuldigen, wenn ſie 
den Antrag ablehne. Er, Redner, trete keinesweges 
als Anwalt der Vermögenden auf; er ſpreche vielmehr 
im Intereſſe der ärmeren Klaſſen; er ſei damit einver⸗ 
ſtanden und wolle, daß auch die ärmeren Klaſſen zu ihren 
politiſchen Rechten gelangten und ſie übten. Mit 
den Rechten ſeien aach Pflichten und Geldleiſtungen 
verbunden. Erlaſſe man ihnen dieſe, ſo würde bald 
der Zuſammenhang zwiſchen ihnen und dem Staate 
ſchwinden; ſie würden die Parias der Geſellſchaft 
und des Staates werden. Es ſei in dem vor 8 Tagen 
gefaßten Beſchluß ausgeſprochen, daß die Aufhebung 
der Schlacht⸗ und Mahlſteuer wünſchenswerth, daß 
aber keine Mittel zu dem Erſatz für dieſelbe vor⸗ 
handen ſei. Daß dieſe Mittel fehlten, ſei nicht 
unſere Schuld; wir ſeien Epigonen einer Zeit, welche 
das verſchuldet habe, und könnten nicht plötzlich eine 
neue Zeit, wie wir ſie wünſchten, herauf beſchwören. 
So lange noch im Staat die Steuergeſetzgebung an 
Mängeln leide, würde auch in dem Steuer ſyſtem 
einer jeden Commune Vieles mangelhaft ſein. Denn 
dieſes ſei unter allen Umſtänden immer nur ein Ab⸗ 
klatſch von dem im Staat herrſchenden Steuerſyſtem. 
— Hierauf ergreift Herr H. Behrend das Wort. 
Als er zuerſt, ſagt er, von dem Ricker t' ſchen An⸗ 
trag gehört, habe er Bedenken gehabt, ihn zu unter⸗ 


ſchreiben. Dieſes Bedenken ſei aber überwunden 
worden, indem er ſich geſagt, daß es unter allen 


Umſtänden gut ſei, die Angelegenheit noch einmal 


vor die Verſammlung zu bringen. Durch den Antrag 
ſei ja nun auch der Verſammlung Gelegenheit gegeben 
worden das Plaidoyer des Herrn Vorredners anzu⸗ 
hören, — und nachdem er, Redner, dieſes gehört, 
ſei es ihm doppelt lieb, daß er mit unterzeichnet 
habe. — Nicht Sucht nach Beifall, weder in dieſer Ver⸗ 
ſammlung noch außerhalb derſelben, habe die Antrag⸗ 
ſteller geleitet; fie hätten nur gethan, was die Pflicht 
ihnen geboten, und deren Gebot allein würde auch 
ferner in dieſer Angelegenheit für ſie maßgebend 
fein. — Ehe er auf den Antrag eingehe, müfje er 
noch auf einen Irrthum aufmerkſam machen, der in 
dem Plaidoyer des Herrn Vorredners vorgekommen. 
Er, Redner, habe nämlich vor 8 Tagen nicht geſagt, 
daß der Fünftauſendthalermann leichter 1000 Thlr. 
abgeben könne, als der Vierhundertthalermann einige, 
er habe geſagt, daß jener dies verhältnißmäßig 
leichter könne, als dieſer. Was nun den Antrag ſelber 
anbelange, ſo könne er den Widerſpruch, in welchem 
derſelbe, nach des Hrn. Vorredners Meinung, mit dem 
vor 8 Tagen gefaßten Beſchluß ftehe, nicht einſehen; er, 
Redner halte ihn vielmehr für eine nothwendige Con⸗ 
ſequenz deſſelben. Denn er habe den Zweck für die 
Erfüllung des Wunſches, der in dem Beſchluſſe aus⸗ 
geſprochen, zu wirken, der Sache näher zu treten und 
eine Regelung herbeizuführen. Wenn man ihn, den 
Redner, als einen Social-Demokraten bezeichne, jo 
habe er weiter nichts zu thun, als auf die Richtung 
zu verweiſen, welcher er ſeit Jahren durch ſeine 
öffentliche Wirkſamkeit angehöre. Dieſelbe beweiſe 
zur Genüge, daß er nicht der Theorie der Social- 
Demokraten anhange. Im Uebrigen könne er ſich 
nicht von der Anſicht trennen, daß die Aufhebung 
der Mahl- und Schlachtſteuer nicht nur wünſchens⸗ 
werth, ſondern auch ausführbar ſei. Hr. Rickert, 
der hierauf das Wort ergreift, proteſtirt gegen die 
Meinung, daß die Antragſteller mit ihrem Antrag 
nach dem Beifall der großen Menge haſchten. 
In der Arbeiterklaſſe, welche die Menge der Bevölke⸗ 
rung repräſentire, herrſche keine ſonderliche Neigung 
für die Aufhebung der Mahl- und Schlachtſteuer. 
Viele ſeien ſogar, wie er verſichern könne, entſchieden 
gegen die Aufhebung derſelben. Dieſer Umſtand 
würde eben ſo wenig einen Einfluß auf ſeine perſön⸗ 
liche Anſicht haben, wie der Beifall, von dem ge— 
ſprochen worden. — Der von ihm eingebrachte An⸗ 
trag bezwecke, daß die Angelegenheit nach allen Seiten 
hin beleuchtet und Material für die Löſung der 
ſchwierigen Frage herbeigeſchafft werde. Gehe die 
Verſammlung auf feinen Antrag nicht ein, lehne fie 
ihn ab; ſo würde die Ablehnung wenigſtens das 
Gute haben, daß ſie ihren vor acht Tagen gefaßten 
Beſchluß von der euphemiſtiſchen Umhüllung befreie 
und daß ſo die nackte Wahrheit an den Tag komme. 
— Es ergreift nunmehr Hr. Biber das Wort. 
Der Sinn und Zweck des Antrags, ſagt er, ſei ein 
ſehr beſtimmter. In dem vor 8 Tagen gefaßten 
Beſchluß ſei ausgeſprochen worden, daß die Abſchaf⸗ 
fung der Mahl- und Schlachtſteuer wünſchenswerth 
ſei, daß dieſelbe aber einzig und allein deshalb nicht 
möglich ſei, weil man bis jetzt noch kein Erſatzmittel 
wiſſe. Was ſei natürlicher, als einem ſolchen nach⸗ 
zuforſchen. Dies und nichts Anderes bezwecke der 
Antrag. Hr. Breitenbach habe ein wahres 
Schreckbild gegen den Verſuch einer ſolchen Nach- 
forſchung geliefert; aber fein präjudicirendes Gefühl 
könne nicht maßgebend ſein. Hr. Rickert habe 
ſchon darauf hingedeutet, daß nur eine Unterſuchung 
der Erſatzmittel beabſichtigt würde, und eine ſolche 
Unterſuchung könne doch gewiß nicht abſchreckend ſein. 
Hr. Breitenbach ergreift das Wort zu einer 
perſönlichen Bemerkung. Sein Plaidoyer, ſagt er, 
ſei ein wohl überlegtes geweſen. Es habe aber nicht 
in ſeiner Abſicht gelegen, mit denſelben irgend Jemandem 
zu nahe treten zu wollen, wie denn ſolches überhaupt 
nicht in ſeiner Art und Weiſe liege; er habe Herrn 
Behrend durchaus nicht als einen Social » Demo- 
kraten bezeichnen wollen. Hr. Jebens, der das 
Wort ergreift, ſagt, daß, da er in der vorigen 
Sitzung nicht anweſend geweſen, nur durch die Tages⸗ 
blätter von der Debatte in dieſer Angelegenheit und 
dem gefaßten Beſchluß Kenntniß erhalten habe, aber 
er ſei überzeugt, daß derſelbe auf richtigen Principien 
beruhe. Die Löſung des in Rede ſtehenden Problems 
ſei unzweifelhaft höchſt ſchwierig. Schon mehrere Male 
habe er an Commiſſionsſitzungen Theil genommen, 
in denen die qu. Frage diskutirt worden ſeie; 
aber die Löſung des Problems ſei ausgeblieben, und 
würde auch wohl jetzt noch auf ſich warten laſſen. 
Die untern Maſſen der Geſellſchaft ſollten nach dem 
Antrage faſt ganz entlaſtet, dagegen die oberen über⸗ 


laſtet werden. Die Summe, welche die oberen Klaſſen in 
hieſtger Stadt behufs des Erſatzes durch direkte 
Steuern aufzubringen haben würden, belaufe ſich auf 
200,000 Thlr. Auf ihn, Redner, allein würden 
90 Thlr. kommen, während Jemand mit einem Ein⸗ 
kommen von 400 Thlrn. nur 12 Sgr. würde zu 
zahlen brauchen. Sei mit dem Antrage irgend welche 
plauſible Scala aufgeſtellt worden; ſo könnte man 
denſelben ſchon eher in Berathung ziehen. Wie die 
Sache jetzt liege, ſei es in der That gerathen, ſo 
lange zu warten, bis die niedergeſetzte Commiſſton 
ihre Arbeit vollendet und ein Reſultat aufweiſe. 
Hr. J. C. Krüger ſagt, er gehöre nicht zu denen, 
welche die Abſchaffung der Mahl- und Schlacht⸗ 
ſteuer aus dem Auge verlieren. Die Motive, 
welche für dieſelben angeführt wurden, könnten 
nicht weggeläugnet werden. Der Antrag ſei 
ein gerechter, aber für den Augenblick ein verfrühter. 
Er ſtimme mit Hrn. Geh. Rath Je bens darin überein, 
daß man die Arbeit der Commiſſion abwarten möge. 
Habe dieſelbe ihre Aufgabe gelöſt, dann werde er für 
den Antrag ſtimmen, heute nicht. Schließlich müſſe 
er noch bemerken, daß ſich die Schlacht- u. Mahlſteuer 
aus der Ferne ſchlimmer anſehe, als ſie in der 
Wirklichkeit ſei. Die Steuerbehörden verurſachten nicht 
ſo viel Scheerereien, wie man in der Regel glaube; 
fie ſuchten vielmehr dem freien Verkehr jeglichen 
Vorſchub zu leiſten. — Hr. Biber ergreift nochmals 
das Wort für den Antrag. Er ſei, ſagt er, von 
der größten Wichtigkeit, der Frage nahe zu treten. 
Leider gewinne es den Anſchein, als ſei man auf 
gewiſſe Seiten mit dem Urtheil über dieſelbe ſchon 
vollkommen fertig. Man erkläre die Abſchaffung der 
Schlacht⸗ u. Mahlſteuer für wünſchenswerth und be⸗ 
haupte, unſere Zeit ſei noch nicht reif für dieſelbe. 
Es ſei doch in der That ganz natürlich, daß man für 
die Erfüllung eines Wunſches die Schritte thue, 
welche nöthig ſeien. Man müſſe ſich vor der Frage 
nicht fürchten, ſondern ihr bis zur Evidenz nahe 
treten. Dann erſt thue man feine Schuldigkeit. Hier⸗ 
mit iſt die Debatte geſchloſſen, und es erfolgt die 
Abſtimmung. Die Verſammlung erklärt ſich mit 
überwiegender Majorität für die Ablehnung des Antrags. 


SS Der Ober⸗Poſt⸗Kaſſen⸗Rendant, Rechnungs⸗ 
Rath Lange hierſelbſt feiert heute fein funfzig⸗ 
jähriges Dienſt⸗ Jubiläum. Nachdem ihm 
bereits bei einer früheren Gelegenheit der Rothe 
Adlerorden 4. Klaſſe verliehen worden, überreichte 
ihm heute der Herr Ober-Poſt⸗Director Bormann 
mit einem Anerkennungsſchreiben des Herrn Chefs 
der Poſtverwaltung den Rothen Adlerorden 3. Klaſſe 
mit der Schleife. Eine Deputation hieſiger Poſt⸗ 
Beamten übergab ihm im Namen und Auftrage 
ſämmtlicher Beamten des Ober ⸗Poſt⸗Directions⸗ 
Bezirks eine goldene Doſe. Der Jubilar wurde von 
dieſen Beweiſen der Anerkennung und der Anhäng- 
lichkeit auf das Tiefſte ergriffen. Möge er geiſtig und 
körperlich friſch, wie er es heute im Alter von 
67 Jahren iſt, noch recht lange bleiben. 


= Vor einigen Tagen ſollte die Vermählung eines 
Brautpaares ſtattfinden, als plötzlich der Bräutigam 
eine Reiſe vorſchützend verſchwand und die Hochzeit⸗ 
gäſte abbeſtellt wurden. Die Reiſe ging jedoch nach 
dem Juſtizpallaſt, weil ein auswärtiger Gläubiger 
wegen einer älteren Schuld den Perſonalarreſt herbei⸗ 
geführt hatte, und ihn nicht früher deſſelben enthob, 
bis die Familie Capital und Zinſen bis zum letzten 
Heller berichtigt hatte. 


+ Heute Morgens wurde von der Stabswacht 
der Königl. Werft ein erbrochener eiferner Geldkaſten 
am Feſtungsgraben bei Baſtion Fuchs vorgefunden 
und ſpäter Seitens der Criminalpolizei feſtgeſtellt, 
daß derſelbe zwar Hundegaſſe No. 62 geſtohlen, aber 
kein Geld, ſondern nur werthloſe Sachen enthalten. 


Ein auf Mattenbuden wohnhafter Fleiſcher⸗ 
meiſter hat ſeinen Burſchen Hugo Dyck am 6. d. Mts. 
mit Fleiſch zu Kun dengeſendet, ohne daß dieſer bis 
jetzt zu ſeinen Meiſter zurückgekehrt iſt. Wie der 
Letztere erfahren, hat D. das Fleiſch verkauft und 
den Erlös unterſchlagen. 


I Als am Montage die Arbeiter Matrican 
und Dobe auf einem Holzfelde beſchäftigt waren, 
geriethen dieſelben in Streit und verſetzte D. dem M. 
mit einer eiſernen Schaufel einen Schlag auf den 
Kopf, ſo daß dieſer beſinnungslos zu Boden fiel, 
worauf D. noch einen Stock ergriff und damit den 
beſinnungsloſen M. ſo lange ſchlug, bis der Stock 
zerbrach. Aus der Ferne ſah man dieſe Mißhand⸗ 
lung und nahm den M. in Schutz. 


SI Der Arbeiter Kaminski gerieth geſtern am 
Altſtädt. Graben in einem Schanklokale mit zwei 


Fleiſchergeſellen in Streit, wobei Erſterer ein Meſſer 


zog und die beiden Gegner verletzte, Einen durch 


einen Schnitt in die Backe, den Andern durch einen 


Stich in den Nacken. 
88 Der erſt kürzlich aus der Strafhaft wegen 


Unterſchlagung entlaſſene Bäckerlehrling H. beſuchte 


gehen einen Schneidermeiſter und ſtahl demſelben 
eim Fortgehen eine große Schneiderſcheere und eine 
Haarbürfte, 

$$ Vor einigen Tagen wurden in Zoppot vier 
Männer wegen verdächtigen Umhertreibens angehalten. 
Nach Angabe ihrer Namen ſcheinen dieſelben beſtrafte 
Individuen zu ſein. Bei der Viſitation der Leute 
fand man, außer Licht und Zündhölzern, eine 
Menge Brechinſtrumente, was umſomehr Verdacht 
erregen mußte. 5 

Schwetz. Der durch die Graudenzer Militärs 
Auftritte bekannte Hauptmann von Beſſer iſt am 
4. d. Mts. in der hieſigen Irren⸗Anſtalt ſeinen Leiden 
erlegen. 


Bromberg. Der an Stelle des verſtorbenen 
Ober⸗Staatsanwalts Neumann von Königsberg hier⸗ 
her berufene Ober⸗Staats⸗Anwalt Dr Krätzig iſt 
hier eingetroffen und hat bereits ſein Amt angetreten. 


Schneidemühl, 8. März. Es war ein ſchönes 
Feſt, welches am geſtrigen Tage hier begangen wurde, 
ein Feſt der Treue, ein Feſt der Kameradſchaft: das 
50jährige Stiftungsfeſt des 1. Pomm. Ulanen⸗Regts. 
Nr. 4. Bereits am 6. hatten ſich die ehemaligen 
Regiments⸗Kameraden aus nahe und fern in Schneide⸗ 
mühl verſammelt; jeder Eiſenbahnzug brachte will⸗ 
kommene Gäſte und wahrhaft rührend war die Herz 
lichkeit des Wiederſehens. Eine ſchön durchgeführte, 
von den Offizieren des Regiments gerittene Quadrille 
am Abend dieſes Tages, der ein Begrüßungsmahl 
folgte, leitete das Feſt ein. Das Stiftungsfeſt ſelbſt 
wurde durch eine ſolenne Morgen-Muſik eröffnet; 
Mittags Regiments⸗Apell, dem das geſammte Offtzier⸗ 
Corps, die alten Kameraden, der bereits eingetroffeue 
Diviſtons⸗ und Brigade⸗Commandeur beiwohnten. 
Der Regiments⸗Commandeur Oberſtlieutenant von 
Kleiſt gedachte in treffenden Worten der Bedeutung 
des Tages: „War es dem Regiment feit feinem Stif- 
tungstage auch nicht vergönnt, gegen den Feind zu 
ſtehen, Treue und Liebe zum Könige hat es wiederholt 
bethätigt.“ Um 5 Uhr hatte ſich das Offiziercorps — 
von ehemals und jetzt — mit ſeinen Gäſten, unter 
denen die Bürgermeiſter von Schneidemühl und 
Dt. Crone, der evangeliſche Ortsgeiſtliche, der Land⸗ 
rath des Kreiſes nicht fehlten, zum Diner verſammelt. 
Se. Königl. Hoheit der Kronprinz, der kommandirende 
General des Pommerſchen Armee - Corps, war zur 
allgemeinen, ſich auch an der Decoration der Stadt 
kundgebenden Freude von Stettin eingetroffen. An 
das überaus heitere Mahl ſchloß ſich ein Ball des 
Unteroffizier-Corps, dem Se. Königl. Hoheit und das 
Offiziercorvs — ſelbſtredend von ehemals und jetzt 
— beiwohnten. Se. Königl. Hoheit wurde bei dem 
Erſcheinen von einem kräftigen Hurrah begrüßt, 
welcher Toaſt unter anerkennenden Worten für das 
Regiment mit einem Lebehoch auf Se. Majeſtät er⸗ 
widert wurde. Eine große Theilnahme der Bürger⸗ 
ſchaft an dem Stiftungsfeſte des Regiments war 
überall ſichtbar, die ſtädtiſchen Behörden hatten der⸗ 
ſelben in einer kunſtvoll ausgeſtatteten Adreſſe Worte 
gegeben. Am Abend des 7. war die Stadt prächtig 
erleuchtet. (Palr. Ztg.) 


Gerichts zeitung. 
Criminal⸗Gericht zu Danzig. 

(Eine kleine Diebsbande.] Auf der Anklage 
bank erſchienen in der Gefangenkleidung: 

1. Der Knabe Guſt. Ad. Mö ws, 13 Jahre alt, hat 
weder leſen, noch ſchreiben gelernt; 

2. Der Arbeiterburſche Jul. Bernatzkt, 16 Jahre alt; 

3. Der Arbeiterburſche Guſt. Bu rau, 16 Jahre alt; 

4. Der Knabe Julius Dombrowski, 14 Jahre alt; 

5. Die verehelichte Mö ws; 

6. Die unverehelichte Bra dtke; 

7. Der Knabe Karl Stein, 13 Jahre alt. 

Die vier Erſtgenannten waren des Diebſtahls, die drei 
Letzgenannten der Hehlerei angeklagt. Wie aus der An⸗ 
klage bekannt wurde, hatte ſich Dombrowski eines 
Tages an das Schaufenſter des Frl. Schmidt in der 
Goldſchmiedegaſſe begeben, eine Fenſterſcheibe eingedrückt 
und kurze Zeit darauf mit Möws, Bur au und Bar⸗ 
netzki vermittels der durch das Eindrücken der Scheibe 
entſtandenen Oeffnuag 2 Fanchons und 145 Elle wolle⸗ 
nen Band geſtohlen. Dann ſtahlen Bernatzki und 
Bu rau aus dem Laden des Hrn. Kaufmann Schubert 
in der Langgaſſe zwei Bonbongläfer, ferner ſtahlen die 
Mitglieder diefer kleinen Bande dem Herrn Kaufmann 
Kokoſchte Kleidungsſtücke und dem Korbmacher Herrn 
Schöbel eine Kiepe. Die geſtohlenen Sachen wurden 
zur unverehelichten Bradtke gebracht, welche ſie mit 
Hilfe ihres Stiefbruders, des Knaben Stein, verkaufte. 
Die vier Erſtgenannten geſtanden die von ihnen verübten 


Diebſtähle ein. Gleichfalls lezte die unverebelichte Brabtle 
ein Geſtändniß über 1 Hehlerei ab. Als der Knabe 
Carl Stein um ſeine Schuld befragt wurde, holte er 
ein langes Meſſer aus feiner Taſche, hielt es hoch empor 
und ſprach: Ja, ich habe die Sachen verkauft, aber 
meine Stieſſchweſter, die Bradtke, hat mich dazu mit dem 
Meſſer gezwungen. Wenn ich nicht gehen und verkaufen 
würde, ſagte fie, ſo würde fie mich mit dieſem Meffer 
ſpicken. Die verehelichte Möws ſtellte in Abrede, irgend 
etwas von den geftoblenen Sachen gewußt zu haben. 
Da ihr denn auch die Hehlerei nicht nachgewieſen werden 
konnte; ſo erfolgte ihre Freiſprechung. Dagegen wurde 
der Knabe Möwe zu 6 Wochen, Bernaßki zu 2 
Monaten, Dombrowski zu 1 Woche, Bu rau zu 6 
Monaten, die Bradtke zu 6 Wochen und der Knabe 
Stein zu 4 Tagen Gefängniß verurtheilt. 


Aeteorologiſche Beobachtungen. 


9 4 833419 | + 20 Sol dick mit Nebel. 
10 80 334,58 + 0,7 Nördl. flau, dick mit Nebel. 
12 334,59 + 235 do. dick mit Schnee 


Börfen - Verkäufe zu Danzig am 10. März. 
Weizen. 130 Laſt, 131. 32pfd. fl. 4075; 131pfd. fl. 390; 

127pfd. fl. 370, 375; 127. 28pfd. fl. 3625; 129pfd. 

fl. 390; 125pfd. fl. 340, 345; 122. 28pfd. fl. 336, 
* Alles N f 

oggen, 117pfd. fl. 210; 118pfd. beſetzt fl. 201; 123pfd. 

fl. 222; 124pfo. fl. 225 pr. Sidpfh eu 
Weiße Erbien fl. 273, 285 pr. 90pfd. 


Courſe zu Danzig am 10. März. 
Brief Geld gem. 


0 Kren 00 
Staats⸗Anleihe 53 r g 
Pr. Rentenbriefe 


London 3z Mm. tlr. 6.225 — — 
Staats- Schuldſcheine — — 913 
Weſtpr. Pf.⸗Br. 352 845 — 

do. 4% 9 — 

O. — 


Stadt- Theater zu Danzig. 
Sonntag, den 12. März. (Abonnement suspendu.) 
Viertes Auftreten 


des Hofopernſängers Herrn Theodor Formes, 
vom Königlichen Hoftheater in Berlin. 
Fra Diavolo, 


oder: Das Gaſthaus zu Terracina. 


Romantiſch komiſche Oper in drei Akten von Auber. 


*. Fra Diavolo .. Herr Th. Formes. 


Vorläufige Anzeige. 
Donnerſtag, den 16. März 1865: 
Beneſiz des Unterzeichneten. 
Unter gefälliger Mitwirkung des Komiker 


Herrn Cäsar Schmechel. 


Das Nähere beſagen die Theateranzeigen. 


H. v. Othegraven, 
Ober Regiſſeur des Stadt - Theaters. 


F Hotel Deutsches Haus. 
A Heute fo wie alle Tage, friſch 
vom Faß. Erſtes echt Bayeriſches Hof⸗Brey 


von Gebr. Angermann, welches bis dato 
noch nie nach hier verſandt worden iſt, ſo wie 
echt Münchner Bock, Münchner Lager⸗ 
bier, echt Culmbacher, Dresdner Wald⸗ 
1 Dresdner Felſenkeller und 

ürzburger Lagerbier empfiehlt 

tto Grünenwald. 

Factura's, fo wie Original ⸗Fäſſer 
über die Echtheit ſämmtlicher Biere liegen zur gefälligen 
Einſicht bereit. 


— — — 

Röpergaſſe 6. iſt 1 möblirt. geräumig. Vorder⸗ 
zimmer an 1 od. 2 Herren, die d. Tag über nicht zu 
Haufe find, Comtoiriſten, Bureauarb. ꝛc. monatweife, 
vom 1. April zu vermiethen. Näheres 2 Tr. hoch. 


[Eingeſandt.] 

Unſere allgemein beliebte und talentvolle Soubrette 
Fräul. Fehringer hat, wie wir hören, außer 
mehreren vortheilhaften Engagementsanträgen auch 
einen ſolchen von dem Carl- Theater in Wien erhalten, 
woſelbſt fie berufen iſt, dag Goß mann' ſche Fach 
auszufüllen. Wir wünſchen der ſo vielſeitig begabten, 
noch ſehr jungen Künſtlerin Glück auf ihrer ferneren 
Laufbahn und hoffen dieſelbe in Zukunft dereinſt als 
gefeierten Gaſt auf unſerer Bühne begrüßen zu können, 
auf der wir dieſelbe ſeit längerer Zeit vermißten, da 
Krankheit fie am Auftreten bis jetzt verhindert hat. 

Mehrere Theaterfreunde. 


Verantwortliche Nedaction, Druck und Verlag von Edwin Groening in Danzig. 


